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13 . Aktiengeſellſchaft Konkordia in Bühl
Buchdruckerei und Lehrmittelhandlung .

Der Reingewinn wird jährlich für unſere allgem . Unterſtützungs⸗vereine und zur Unterſtützung armer Witwen und Waiſen und not⸗leidender Kollegen verwendet .
Beſchwerden gegen die Geſchäftsführung des Vorſtandes wollenſtets an den Vorſitzenden des Aufſichtsrates gerichtet werden .

Vorſtand : H. Winterroth .
Aufſichtsrat : O⸗L. W. Meng , Karlsruhe⸗Rüppurr , Vorſitzender.H. L. Joh . Braun , Karlsruhe . O=L. Hermann Link , Doſſenheim .

H⸗L. Karl Vogelbacher , Oberweier . O⸗L. A. Wittmann , Bühl .

Material zur Staatsbürgerkunde .

Die badiſche Staatsumwälzung vom November 1918
und ihre Folgen . “ )

Das Großherzogtum Baden war — im Rahmen des DeutſchenReiches — eine erbliche Kkonſtitutionelle Monarchie . Nach der von
Großherzog Karl unterm 22. Auguſt 1818 gegebenen , ſpäter mehrfacheänderten und ergänzten Verfafſung vererbte ſich die Regierung desandes in der Großh . Familie nach den Beſtimmungen der Deklarationvom 4. Okt . 1817 , die einen Beſtandteil der Verfaſſung bildete . Der
Großherzog ernannte und entließ die Miniſter nach eigenem Ermeſſen .Am 22. Auguſt 1918 war im Ständehaus in Karlsruhe die hundert⸗
jährige Wiederkehr des Tages der Erlaſſung der Verfaſſungsurkunde
feſtlich begangen worden . Und wenige Monate ſpäter — welch ver⸗ändertes Bild !

Als in den erſten Tagen des Oktober bekannt wurde , daß die
Oberſte Heeresleitung die militäriſche Lage im Weſten als hoffnungslosanſehe und bei der Reichsleitung dringend die Einleitung von Waffen⸗ſtillſtands⸗ und Friedensverhandlungen beantragt habe , ging eine tiefe
Erſchütterung durch das deutſche Volk . Die Erregung ſteigerte ſich,da die Waffenſtillſtandsverhandlungen ſich hinſchleppten und WilſonsNoten ſich verſchärften . Die Sozialdemokratie forderte die Abdankung

) Unter teilweiſer Benützung des von Herrn Abgeordneten Dr. Zehnter erſtattetenBerichtes der Verfaſſungskommiſſion der bad. verfaſſunggebenden Nationalverſammlung .
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des Kaiſers und des Kronprinzen . Am 4. November brach in Kiel eine
Meuterei der Marinemannſchaften aus . Ein Soldaten⸗ und Arbeiterrat
bildete ſich und beſetzte die Behörden . Die Unruhen griffen auf die
benachbarten Städte über . Nachdem ſozialdemokratiſche Führer in der
Nacht zum 8. November in München , am 9. November nachmittags in
Berlin die Republik ausgerufen hatten , verbreitete ſich die Revolution
raſch über ganz Deutſchland .

Die revolutionären Vorgänge in Karlsruhe begannen am 9. Noy .
gegen Abend mit einer Anſammlung am Hauptbahnhof , die von den
Kaſernen aus veranlaßt war und wo von einigen Soldaten Anſprachen
an die Menge gehalten und den Militärperſonen die Kokarden und
Achſelzeichen abgenommen wurden . Vom Bahnhof aus zog ſodann eine
Maſſe Soldaten , begleitet von Zivilbevölkerung , nach dem Marktplatz .
Die Soldaten begaben ſich in das Rathaus und bildeten dort einen
Soldatenrat . Es wurde beſchloſſen , den Platzkommandanten ſowie Ver⸗
treter des Generalkommandos und der Stadtverwaltung zu Unter⸗
handlungen herbeizuholen . Bei dieſen Verhandlungen erklärte der
Garniſonälteſte , Generalleutnant v. Sieg , daß ſich das Generalkommando
einſchließlich der ganzen Garniſon dem Soldatenrat unterſtelle . Die
gleiche Erklärung erfolgte ſeitens der Stadtverwaltung . Nunmehr wurde
aus Vertretern der verſchiedenen Parteien ein Wohlfahrtsausſchuß der
Stadt Karlsruhe gebildet . Dieſer ließ ſofort ein Flugblatt verbreiten ,
in welchem zur Ruhe und Ordnung gemahnt wurde . Während dieſer
Zeit zogen die Soldaten , wiederum begleitet von einer Menge Zivil⸗
bevölkerung , nach den Kaſernen , um deren Ubergabe durchzuführen . Am
ſelben Abend erfolgte noch die Freilaſſung der militäriſchen und politiſchen
Gefangenen . Die Nacht verlief ruhig . Ein vom Wohlfahrtsausſchuß
in Druck gegebenes Flugblatt wurde vom Soldatenrat beſchlagnahmt ,

5 Richtlinien am Sonntag , den 10. November , morgens
undgab .

Der Wohlfahrtsausſchuß trat am Sonntag , den 10. November ,
vormittags im Rathaus wieder zu einer Sitzung zuſammen , zu der auch
die Vertreter des Soldatenrats erſchienen . Die Sitzung verlief ruhig
und ſachlich . Es trat überall das Beſtreben hervor , durch unbedingtes
Zuſammenarbeiten Aller die Ordnung aufrecht zu erhalten und die Dinge
zum beſten zu lenken . Man bildete eine proviſoriſche Regierung aus
5 Sozialdemokraten der alten ( Geiß , Marum , Rückert, Stockinger ,
Martzloff ) , 2 der unabhängigen Richtung ( Brümmer , Schwarz ) , 2 Ver⸗
tretern des Zentrums ( Trunk , Wirth ) , 1 Vertreter der Fortſchrittlichen
Volkspartei ( Haas ) und 1 Nationalliberalen ( Dietrich ) und erließ eine

Kundgebung „ An das badiſche Volk “ , in der verſprochen wurde , daß
eine auf Grund des allgemeinen Wahlrechts hervorgegangene Landes⸗
verſammlung darüber entſcheiden werde , welche Staatsform , ob Monarchie
oder Republik für Baden künftig maßgebend ſein ſoll . Unter allen
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Umſtänden aber ſolle Baden auch für die Zukunft einen Beſtandteil des
Deutſchen Reiches bilden . Dem ſeitherigen Staatsminiſter v. Bodman
wurde von dieſen Beſchlüſſen Kenntnis gegeben , und dieſer unterbreitete

2 ſofort dem Großherzog . Der Großherzog enthob die ſeitherigen
iniſter ihrer Amter , erhob gegen die beabſichtigten Maßnahmen , ent⸗

3 — der durch die Zeitumſtände geſchaffenen beſonderen Cage , keinen
iderſpruch und ſprach den Wunſch aus , es möge der proviſoriſchen

Regierung gelingen , der geliebten Heimat Ruhe und Ordnung zu erhalten .
Am gleichen 10. Nov . ſchon ging vom Miniſterium d. J . an die

Bezirksämter folgendes Telegramm : „ Im Hinblick auf die gegenwärtige
Lage wird mit Juſtimmung des Großherzogs beſtimmt : Die Beamten
haben auf ihren Poſten zu verbleiben und ihren Dienſtverrichtungen nach⸗

—. —
Sie fügen ſich den Beſtimmungen der proviſoriſchen Regierung ,

eren Beſtellung heute hier erfolgt iſt . J . A. Weingärtner . “
Am 14. Nov . ließ der Großherzog der vorläufigen Regierung folgende

Erklärung zuſtellen : „ Ich will kein Hindernis derjenigen Neugeſtaltung
der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des badiſchen Landes ſein , welche die
verfaſſunggebende Nationalverſammlung beſchließen wird . Bis zu deren
Entſcheidung verzichte ich auf die Ausübung der Regierungsgewalt .
Ich wünſche auch für den Fall , daß die proviſoriſche Regierung es für
ein Gebot der Stunde erachten ſollte , die republikaniſche Staatsform
ſchon vor der Entſcheidung der verfaſſunggebenden Verſammlung zu
beſchließen , daß die Beamten im Intereſſe der Aufrechterhaltung der
Ruhe , Ordnung und Sicherheit ihren Dienſt weiterführen und daß niemand
ſich durch Rückſicht auf meine Perſon oder die Treue und Anhänglichkeit
für mich und mein Haus abhalten läßt , die Anordnungen der neuen
Regierung zu befolgen . “

Darauf erklärte die vorläufige Regierung am ſelben Tage Baden
für eine freie Volksrepublik und beſtimmte als Tag der Wahl der
Nationalverſammlung den 5. Januar 1919 .

Nachdem der Kaiſer bereits am 9. Nov . auf den Thron verzichtet
hatte und die meiſten deutſchen Landesfürſten inzwiſchen ſeinem Beiſpiel

efolgt waren , entſagte der Großherzog am 22. Nov . für ſich und ſeinen
Vetter , den Prinzen Max und deſſen Nachkommen endgültig dem Thron
und entband alle Beamten , Soldaten und Staatsbürger ihres Treueides .
190 Jahre zuvor , am 22. Nov . 1728 , war der Markgraf Karl Friedrich ,
der nachmalige erſte Großherzog von Baden , geboren worden .

Am 5. Jan , 1919 fand die Wahl zur Nationalverſammlung nach
dem gleichen , geheimen , direkten und allgemeinen Wahlrecht auf Grund

des Verhältniswahl ſyſtems durch die mindeſtens 20 Jahre alten männlichen
und weiblichen Perſonen ſtatt . Das Land war in 4 Wahllkreiſe ein⸗

e Ergebniſſe der Wahl ſind aus nachſtehender Tabelle
erſichtlich .
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Bei den Reichstagswahlen des Jahres 1912
wurden in Baden bei einer Geſamtzahl von 478765 Wahlberechtigten414604 gültige Stimmen abgegeben . Davon entfielen auf

Zentrum 129 134
Sozialdemokraten 117154
Nationalliberale 107942
Fortſchrittliche Volkspartei . 31032
tſch⸗Konſervatie . 16946
Reichszetteee
PBlen 46

Die unabhängige Sozialdemokratie hat in keinem der 4Wahlkereiſedie für einen Abgeordneten erforderliche Stimmenzahl erreicht . Infolge⸗
deſſen traten 2 Tage nach der Wahl die der unabhängigen Sozial⸗demokratie angehörigen Miniſter Brümmer und Schwarz aus der vor⸗
läufigen Regierung aus , die hernach nur noch aus 9 Mitgliedern beſtand .

Am 15. Januar trat die ueugewählte Nationalverſammlung zu
ihrer I. Sitzung zuſammen . Die vorläufige Volksregierung legte ſofortden Entwurf eines Geſetzes , betr . die Badiſche Verfafſung , vor .
Er wurde an eine Verfaſſungskommiſſion aus 21 Mitgliedern verwieſen ,die auf die Beratung des Entwurfs über 30 Sitzungen verwendete .
Die erſte Beratung im Plenum fand vom 19 . —21 . März , die zweite
am 25. März ſtatt . In dieſer zweiten Leſung wurde das Geſetz mit
90 Stimmen angenommen . Durch Volksabſtimmung vom 13. Aprilwurde das Geſetz mit großer Mehrheit angenommen .

Zur Ausführung des § 52 der Verfaſſung erging das Geſetz vom
2. April 1919 , das die Zahl der Miniſterien auf 7 feſtſetzte und ihren
Geſchäftskreis in folgender Weiſe abgrenzte :

1. Auswärtige Angelegenheiten ( Miniſterium des Auswärtigen ) ;2. Jinanzen und Verkehr We bn
3. Miniſterium d. Innern ( Innere Verwaltung , Wahlen, Ordnungs⸗und Sicherheitspolizei , Verſammlungen , Preſſe , Gemeinden ,

Kreiſe , Sparkaſſen , Stiftungen , Armenſachen , Landwirtſchaft ,
Veterinärweſen , Jagd , Fiſcherei , Ernährungsweſen , Förderungvon Gewerbe , Handel , Induſtrie , Medizinalweſen , Statiſtik ) .4. Juſtizminiſterium . Es erhielt zu ſeinem bisherigen Geſchäfts⸗
gebiet das Fürſorgeerziehungsweſen zugewieſen .

5. Miniſterium des Kultus und Unterrichts . Ihm unterſteht jetzt
auch das geſamte gewerbliche und kaufmänniſche Schulweſen
einſchließlich der Kunſtgewerbeſchulen , der Baugewerkeſchuleund das Generallandesarchiv .

6. Das Arbeitsminiſterium . Es umfaßt alle Angelegenheiten der
Arbeiter und Angeſtellten , Arbeiterſchutz , Arbeiter⸗ u. Angeſtellten⸗
verſicherung , Geslfſrn Kriegswohlfahrtspflege,



.

Sozialiſierung , Wohnungsfürſorge , Bau⸗, Feuer⸗ u. Wohnungs⸗
polizei , Waſſer⸗ und Straßenbau , Kraftwerke , Elektrizitäts⸗
weſen , Waſſerverſorgung , Landeskultur , Feldbereinigung , Ver⸗

meſſungsweſen .
Das Kriegsminiſterium . Es iſt mittlerweile eingegangen durch
Einführung der Reichswehr .

Die Volksabſtimmung vom 13. April 1919 billigte zugleich das

Geſetz vom 28. März , daß die am 5. Januar gewählte verfaſſung⸗
gebende Nationalverſammlung als Landtag bis zum 15. Oktober 1921
weiter zu gelten habe .

„ Damit “ , ſagt Dr . Zehnter , „iſt nun der badiſche Staat glücklich
wieder auf eine verfaſſungsmäßige Grundlage geſtellt . Möge es ihm

beſchieden ſein , Ordnung und Ruhe im Lande zu erhalten und das

badiſche Volk einer geſegneten Zukunft entgegenzuführen . ——

Der badiſche Landtag hat u. a. folgende neue Geſetze geſchaffen :

4—

—
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Geſetz über den Vertrag zwiſchen dem Staat und dem

ehemaligen Großherzog über das Eigentum am
Domänenvermögen . Geſ . und Verordn . ⸗Bl. 1919 S. 179.

Darnach ſind dem ehemaligen Großherzog als Privateigentum
zugewieſen worden :

Schloß Baden mit allen dazu gehörigen Gebäuden und

Grundſtücken ,
. das ehemals Gräfl . Sickingenſche Palais in Freiburg ,
das Herrſchaftshaus in Badenweiler mit allen Gebäuden und

Grundſtücken ,
Die Grabkapelle nebſt Pförtnerhaus im Faſanengarten in

Karlsruhe ,
. Die geſamte Einrichtung der in 1 —4 bezeichneten Anweſen ,

eine Anzahl Gegenſtände , die früher zur Hofausſtattung gehörten ,
ein Kapital von 8 Millionen Mark . Aus dieſem Kapital ſind

zugleich die Mitglieder des Großh . Hauſes ( Großherzogin Luiſe ,
Prinz Max ) mit ihren Anſprüchen an das Hausvermögen zu
befriedigen ,

dem Großherzog und der Großherzogin für ihre Lebensdauer
den Nießbrauch des Waldbeſitzes auf dem Kaltenbronn und

dem Gemsberg ſamt zugehörigen landwirtſchaftlichen Grund⸗
ſtücken und Gebäuden .

Großherzogin Luiſe bezieht aus der Staatskaſſe das bis⸗
herige Wittum von 150000 weiter .

) Das vorzügliche Schriftchen Dr. Zehnters über die Bad. Verfaſſung iſt ſehr zu
empfehlen. Zu beziehen durch die Konkordia A. ⸗G. in Bühl.

l.
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Il . Geſetz über die Aufwandsentſchädigung der Landtags⸗
abgeordneten . Geſ . und Verordn . ⸗Blatt 1919 S. 191. )
Darnach erhalten die außerhalb Karlsruhes wohnenden Abge⸗
ordneten ein Tagegeld von 35 „ ( auch für die Reiſetage ) , die
übrigen ein Tagegeld von 20 . Dazu haben die Abgeordnen
für die Dauer ihrer Mitgliedſchaft freie Fahrt auf den badiſchen
Staatsbahnen .

Ul. Geſetz über die Anderung der Gemeinde - und Städte⸗
ordnung (GGeſ. und Verordn . ⸗Bl. 1919 S. 203) .
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes ſind zum Teil nicht demo⸗
watiſch und auch ſonſt nicht volkstümlich . Das Geſetz behält
die indirekte Wahl der Bürgermeiſter in allen Gemeinden
und Städten mit mindeſtens 2000 Einwohnern und die indirekte
Wahs der Gemeinde⸗ und Stadträte in allen Gemeinden mit
mindeſens 4000 Einwohnern bei . Das iſt eine ſtarke Zumutung
an das badiſche Volk , das ſeinem Unmut über dieſes Geſetz
dadurch Ausdruck verlieh , daß es bei den Gemeindewahlen zum
großen Tet der Wahl fernblieb .

IV. Geſetz (Verwiltungsgeſetz ) über die Zuſammenſetzung und
die Wahl der Bezirksräte und Kreisverſammlungen .
( Geſ . und Verodm. Bl . 1919 S. 247) .

Außerdem ſind v»a. wichtige Verordnungen ergangen über
Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel ( Gef . und
Berordn . ⸗Bl. 1919 S. (5), Errichtung von Beiräten im Gebiete

der die nicht zur Ausführung kam , den
Schutz der Mieter ( Eeſ . und Verordn. Bl . 1919 S. 417) .

Die verfaſſunggebende deutſche Nationalverſammlung .
wurde am 19. Januar 1919 gewählt . Se ſetzt ſich zuſammen aus
165 Sozialdemokraten , 89 Mitgliedern und IHoſpitanten des Zentrums ,74 Mitgliedern und 1 Hoſp . der Deutſchen Demohkratiſchen Partei ,41 Mitgliedern und 1 Hoſp . der Deutſchnationalen Volkspartei , 22 Mit⸗
gliedern der Deutſchen Bolkspartei , 22 unabhäng . Sozialdemokraten
und ? Mitgliedern verſchiedener kleiner Parteien , alſo zuſammen aus
423 Abgeordneten . Sie trat erſtmals am 6. Februar 1919 in Weimar
zuſammen . Die deutſche Nationalverſammlung hat ſich zur Aufgabe
geſetzt , eine Reichsverfaſſung und ſonſtige dringende Reichsgeſetze zu
beſchließen . Die Reichsverfaſſung wurde in dritter Leſung am 31. Juli 1919
mit 262 gegen 75 Stimmen von der Nationalverſammlung angenommenund unter dem 11. Auguſt 1919 mit ſofortiger Wirkung verkündet .



Die Reichsverfaſſung .

Die neue Reichsverfaſſung , die an die Stelle der früheren vom
16. April 1871 getreten iſt , ſchafft ein neues Staatsrecht . Sie vollzieht
tiefgreifende Anderungen in „Grundriß , Aufbau und Einrichtung “ des
deutſchen Staates .

Zunächſt iſt das Deutſche Reich ein Reichsſtaat geworden , ein
innerlich geſchloſſener Staat . Der Charakter des Reichs als Bundes⸗
ſtaat tritt nicht mehr ſo in den Vordergrund wie früher ; es iſt mahr
Einheitsſtaat geworden . Die Autonomie des Reiches iſt bedeuend
erweitert , die der Länder weitgehend eingeſchränkt . Die Folge merden
gewaltige Eingriffe in die Staats⸗ und Steuerhoheit der Einzeltaaten ,
der „ Länder “ , ſein . 5

Der ausſchließlichen Geſetzgebung des Reiches anterliegen
künftig : Auslandsbeziehungen , Kolonialweſen , Staatsargehörigkeit ,
Freizügigkeit , Wehrverfaſſung , Münz⸗ und Zollweſen Poſt⸗ und

Telegraphenweſen und die Abgaben , ſoweit ſie ganz oder teilweiſe zu
Reichszwecken erhoben werden . “ )

Das Reich hat aber auch das Recht , auf den großen Gebieten ,

die in Artikel 7 genannt ſind , neben der Landecgeſetzgebung , durch
eigene und ſelbſtändige Geſetzgebung einzugreifen . Durch den WeerhllheReichsrecht bricht Landrecht , iſt dem Reichsrecht das ſtaatsrechtliche
Ubergewicht eingeräumt , und es bleibt danebm für die Landesgeſetz⸗

2 im weſentlichen nur noch die Mögichkeit , etwa vorhandene

1055 auszufüllen , Reichsgeſetze zu ergänen und Ausführungsgeſetze
zu ſchaffen.

Auch auf die großen Gebiete der Wohlfahrtspflege und des Schutzes
der öffentlichen Ordnung und Sicherhet kann das Reich , „ſoweit ein
Bedürfnis vorhanden iſt “, ſein Geſeßgebungsrecht ausdehnen .

Endlich hat das Reich das Recht , durch ſeine Geſetzgebung Grund⸗

ſätze aufzuſtellen für die in den Anakeln 10 und 11 bezeichneten Gebiete .
Auf dieſen Gebieten dürfen die Länder zwar geſetzgeberiſch tätig ſein ,
aber ſie ſind an die vom Michsgeſetzgeber aufgeſtellten Richtlinien
gebunden , allerdings erſt denn , wenn das Reich von dieſem Rechte
Gebrauch macht .

Zu den in Artikel 10 genannten Gebieten gehört auch die Schule .
Für die Schule hat der Reichsgeſetzgeber bereits ſolche Grundſätze
aufgeſtellt und zwar in der Verfaſſung ſelbſt in den Artikeln 142 —149 .
Da der § 19 der badiſchen Verfaſſung von dieſen Grundſätzen vielfach
abweicht , wird er in ſeiner jetzigen Form nicht lange beſtehen können.
Im übrigen ſollen Meinungsverſchiedenheiten über die Frage , ob eine

landesrechtliche Vorſchrift mit dem Reichsrecht vereinbar iſt , durch
einen beſonderen , noch zu ſchaffenden Gerichtshof geſchlichtet werden .

) Mittlerweile iſt bekannt geworden, daß das geſamte Abgabenweſen dem Reich
unterſtellt wird.
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Als Organe des Reichs ſind genannt : der Reichstag , der Reichs⸗
präſident , die Reichsregierung und der Reichsrat .

Die Vorſchriften der Reichsverfaſſung über dieſen 1. Hauptteil
( Aufbau und Aufgaben des Reichs ) ſind geltendes und zwingendes
Recht . Dagegen ſind im II. Hauptteil ( Grundrechte und Grundpflichten)viele allgemeine Grundſätze politiſchen und moraliſchen Inhalts ent⸗

die nicht erzwingbar ſind und mehr ein Programm für die
ukunft aufſtellen ſollen (z. B. 115 : Wohnung eine „Freiſtätte “, 151

Ordnung des Wirtſchaftslebens zu „ menſchenwürdigem Daſein “ , 153 :
Eigentum verpflichtet , uſw. ) .

Der Rahmen der Verfaſſung muß ausgefüllt werden durch ergänzende
Geſetze , auf die die Verfaſſung an manchen Stellen ſelbſt hinweiſt ,
3. B. Art . 143 auf die Lehrerbildung , die Art . 146 und 149 auf den
Religionsunterricht .

Viele Rechtsſätze der Verfaſſung ſind aus früheren Verfaſſungenin die neue übergegangen . Daneben ſind aber auch viele moderne
Forderungen in der Verfaſſung verwirklicht . Insbeſondere ſind die
ſog . Grundrechte vermehrt worden , z. B. das Recht , die Teilnahme
am Religionsunterricht zu verweigern ( 136 , 149 ) ; das Recht der Ver⸗
weigerung des religiöſen Eides ( 136, 176, 177 ) ; das Recht auf
Arbeit ( 163 ) ; das Recht auf eine Wohn⸗ und Heimſtätte ( 155 ) ; das
Recht auf menſchenwürdiges Daſein ( 151 ) u. a. m.

Auch Grundſätze des Privatrechts ſind in die Verfaſſung auf⸗
genommen worden . Ehe , Eigentum , Erbrecht u. a. werden anerkannt
und durch die Geſetze geſtützt .

Auch ſoziale Beſtrebungen werden durch die Reichsverfaſſung
unterſtützt : Schutz der Arbeitskraft ( 157) , Verſprechen eines einheitlichen
Arbeitsrechts ( 157) , eines menſchenwürdigen Daſeins ( 151) , einer Heim⸗
ſtätte ( 155) , Anerkennung des Koalitionsrechts ( 159 ) u. dgl . m.

Als beſonders wichtige Neuerungen der Verfaſſung müſſen
gelten die Beſtimmungen : über das allgemeine , gleiche und geheime
Gemeindewahlrecht ( 17) , die allgemeine Fortbildungsſchulpflicht ( 145) ,die Einführung der Staatsbürgerkunde als Pflichtfach der Schule ( 148) , die
Aufhebung der Militärgerichte und der militäriſchen Ehrengerichte ( 105 ,
106) , einheitliche Poſtwertzeichen ( 88) . Andere Neuerungen dieſer Art
ſind enthalten in den Artikeln 3, 4, 31, 38, 124, 137, 129, 136,
148, 155 , 136, 177.

Nach Inhalt und Umfang übertrifft die neue Reichsverfaſſungalle früheren Verfaſſungsurkunden . Auch ihr innerer Wert iſt hoch
anzuſchlagen . Möge ſie unſerem niedergetretenen Vaterlande zum
Segen gereichen und ihm einen neuen Aufſtieg ermöglichen !

Sept . 19. Br .
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